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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 949/2009 DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 13. Oktober 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MK 29,1 
TR 71,2 
ZZ 50,2 

0707 00 05 TR 127,8 
ZZ 127,8 

0709 90 70 TR 109,8 
ZZ 109,8 

0805 50 10 AR 85,7 
CL 80,6 
TR 75,3 
US 79,7 
UY 55,5 
ZA 78,2 
ZZ 75,8 

0806 10 10 BR 195,6 
TR 113,1 
US 186,7 
ZZ 165,1 

0808 10 80 BR 63,1 
CL 88,2 
NZ 77,2 
US 80,3 
ZA 71,4 
ZZ 76,0 

0808 20 50 CN 54,7 
TR 92,6 
ZA 83,7 
ZZ 77,0 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 950/2009 DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Änderung der mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2009/10 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2009/10 sind mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
947/2009 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2009/10 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EG) Nr. 877/2009 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 13. Oktober 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 13. Oktober 2009 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle 
für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 34,12 1,05 

1701 11 90 ( 1 ) 34,12 4,67 

1701 12 10 ( 1 ) 34,12 0,92 
1701 12 90 ( 1 ) 34,12 4,37 

1701 91 00 ( 2 ) 38,95 5,78 

1701 99 10 ( 2 ) 38,95 2,65 
1701 99 90 ( 2 ) 38,95 2,65 

1702 90 95 ( 3 ) 0,39 0,29 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/130/EG DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Änderung der Richtlinie 76/768/EWG des Rates über kosmetische Mittel zwecks Anpassung 
ihres Anhangs III an den technischen Fortschritt 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 76/768/EWG des Rates vom 27. Juli 
1976 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über kosmetische Mittel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 8 
Absatz 2, 

nach Anhörung des Wissenschaftlichen Ausschusses „Verbrau­
chersicherheit“, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Im Anschluss an die Veröffentlichung einer wissenschaft­
lichen Studie im Jahr 2001 über die Anwendung von 
permanenten Haarfärbemitteln und Blasenkrebsrisiko 
(„Use of permanent hair dyes and bladder cancer risk“) 
kam der Wissenschaftliche Ausschuss „Kosmetische Mittel 
und für den Verbraucher bestimmte Non-Food-Erzeug­
nisse“, nunmehr der Wissenschaftliche Ausschuss „Ver­
brauchersicherheit“ (im Folgenden „SCCS“) ( 2 ), zu dem 
Ergebnis, dass die möglichen Risiken Anlass zur Besorg­
nis geben. Er empfahl der Kommission, weitere Maßnah­
men zu ergreifen, um die Verwendung von Haarfärbe­
mitteln zu kontrollieren. 

(2) Der SCCS empfahl des Weiteren eine umfassende Sicher­
heitsbewertungsstrategie für Inhaltsstoffe von Haarfärbe­
mitteln samt Vorschriften für die Prüfung dieser Stoffe 
auf ihre mögliche Genotoxizität/Mutagenität. 

(3) Aufgrund der Stellungnahmen des SCCS vereinbarte die 
Kommission zusammen mit den Mitgliedstaaten und In­
teressenträgern eine Gesamtstrategie zur Regelung der in 
Haarfärbemitteln verwendeten Stoffe, der zufolge die In­
dustrie ihre wissenschaftlichen Daten über diese Inhalts­
stoffe zur Bewertung durch den SCCS vorlegen muss. 

(4) Für die Stoffe p-Phenylendiamin (PPD) und Toluylen-2,5- 
diamin (PTD) findet sich derzeit eine Regelung in Anhang 

III Erster Teil der Richtlinie 76/768/EWG des Rates unter 
den Sammeleintragungen 8 und 9. Vom SCCS wurden 
diese Stoffe als stark sensibilisierend eingestuft, weil sie 
bei Anwendern von Haarfärbemitteln sehr häufig zu 
Hautallergien führen. Die Risikobewertung, die anhand 
der zusätzlichen über PPD und PTD vorgelegten Daten 
durchgeführt wird, und die endgültigen Entscheidungen 
des SCCS über die Sicherheit dieser Stoffe dürften noch 
erhebliche Zeit in Anspruch nehmen. Damit das Allergie- 
Risiko für die Anwender von Haarfärbemitteln gesenkt 
wird, sollten vorbeugend die zulässigen Höchstkonzen­
trationen von PPD und PTD unverzüglich auf die Niveaus 
gesenkt werden, von denen die Industrie in ihren Sicher­
heitsdossiers ausgegangen ist. 

(5) Da die Stoffe PPD und PTD derzeit in Form einer Sam­
meleintragung in Anhang III Erster Teil geregelt sind, 
sollten für diese Stoffe gesonderte laufende Nummern 
mit niedrigerer zulässiger Höchstkonzentration geschaf­
fen werden. 

(6) Mit der Richtlinie 2008/88/EG der Kommission ( 3 ) wurde 
die Verwendung von Hydrochinon in oxidativen Haarfär­
bemitteln verboten, indem in Anhang III Erster Teil unter 
der laufenden Nummer 14 der entsprechende Anwen­
dungsbereich in Spalte c gestrichen wurde. Im Interesse 
der Klarheit sollten unter der laufenden Nummer 14 die 
zulässige Konzentration von 0,3 % in Spalte d sowie die 
Vorschriften für die auf dem Etikett anzugebenden An­
wendungsbedingungen und Warnhinweise in Spalte f 
Buchstabe a ebenfalls gestrichen werden. 

(7) Die Richtlinie 76/768/EWG sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(8) Die Maßnahmen der Richtlinie entsprechen der Stellung­
nahme des Ständigen Ausschusses für kosmetische 
Mittel —
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang III der Richtlinie 76/768/EWG des Rates wird 
gemäß dem Anhang dieser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätes­
tens am 15. April 2010 die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Rechtsvorschriften mit. 

Sie wenden die Vorschriften gemäß dem Anhang dieser Richt­
linie ab dem 15. Juli 2010 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in 
diesen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit­
gliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Günter VERHEUGEN 
Vizepräsident

DE L 268/6 Amtsblatt der Europäischen Union 13.10.2009



ANHANG 

Die Richtlinie 76/768/EWG wird wie folgt geändert: 

Anhang III Erster Teil wird wie folgt geändert: 

a) Unter der laufenden Nummer 8 werden in Spalte b die Angaben „p-Phenylendiamin, seine N-substituierten Derivate 
und seine Salze; N-substituierte Derivate von o-Phenylendiamin ( 5 ), ausgenommen die in diesem Anhang an anderer 
Stelle und die in Anhang II unter den laufenden Nummern 1309, 1311 und 1312 aufgelisteten Derivate“ ersetzt 
durch: 

„N-substituierte Derivate von p-Phenylendiamin und ihre Salze; N-substituierte Derivate von o-Phenylendiamin ( 5 ), 
ausgenommen die in diesem Anhang an anderer Stelle und die in Anhang II unter den laufenden Nummern 1309, 
1311 und 1312 aufgeführten Derivate“. 

b) Die folgende laufende Nummer 8a wird nach der laufenden Nummer 8 eingefügt: 

Laufende 
Nummer Stoff 

Einschränkungen 

Obligatorische Angabe der 
Verwendungsbedingungen und 

Warnhinweise auf der 
Etikettierung 

Anwendungsgebiet 
und/oder Verwendung 

Zulässige 
Höchstkonzen- 

tration im 
kosmetischen 

Fertigerzeugnis 

Weitere Einschrän­
kungen und 

Anforderungen 

a b c d e f 

„8a p-Phenylendiamin 
und seine Salze ( 5 ) 

CAS-Nr. 106-50-3 

Einecs-Nr. 
203-404-7 

p-Phenylenediamine 
HCl 

CAS-Nr. 624-18-0 

Einecs-Nr. 
210-834-9 

p-Phenylenediamine 
sulfate 

CAS-Nr. 16245-77-5 

Einecs-Nr. 
240-357-1 

Haarfärbestoff in 
oxidativen Haar­
färbemitteln 

a) allgemeine 
Verwendung 

b) gewerbliche 
Verwendung 

a) und b) Nach 
dem Mischen 
unter oxidati­
ven Bedingun­
gen darf die 
Höchstkonzen­
tration bei der 
Anwendung 
am Haar 2 %, 
berechnet als 
freie Base, nicht 
überschreiten. 

a) Erzeugnis kann eine al­
lergische Reaktion her­
vorrufen. Enthält Pheny­
lendiamin. Nicht zur 
Färbung von Wimpern 
und Augenbrauen ver­
wenden. 

b) Nur für gewerbliche Ver­
wendung. Enthält Pheny­
lendiamin. Erzeugnis 
kann eine allergische Re­
aktion hervorrufen. Ge­
eignete Handschuhe tra­
gen.“ 

c) Unter der laufenden Nummer 9 werden in Spalte b die Angaben „o,m,p-Toluylendiamine, ihre N-substituierten Deri­
vate und ihre Salze ( 1 ), mit Ausnahme der Stoffe unter den Nummern 364, 1310 und 1313 in Anhang II“ ersetzt 
durch: 

„o,m,p-Toluylendiamine, ihre N-substituierten Derivate und ihre Salze ( 1 ), ausgenommen der in diesem Anhang unter 
der laufenden Nummer 9a genannte Stoff sowie die in Anhang II unter den laufenden Nummern 364, 1310 und 1313 
aufgeführten Stoffe“.

DE 13.10.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 268/7



d) Die folgende laufende Nummer 9a wird nach der laufenden Nummer 9 eingefügt: 

Laufende 
Nummer Stoff 

Einschränkungen Obligatorische Angabe der 

Verwendungsbedingungen und 
Warnhinweise auf der 

Etikettierung 

Anwendungsgebiet 
und/oder Verwendung 

Zulässige 
Höchstkonzen­

tration im 
kosmetischen 

Fertigerzeugnis 

Weitere Einschrän­
kungen und 

Anforderungen 

a b c d e f 

„9a Toluylen-2,5-diamin 
und seine Salze ( 1 ) 

CAS-Nr. 95-70-5 

Einecs-Nr. 
202-442-1 

Toluene-2,5-diamine 
sulfate 

CAS-Nr. 615-50-9 

Einecs-Nr. 
210-431-8 

Haarfärbestoff in 
oxidativen Haar­
färbemitteln 

a) allgemeine 
Verwendung 

b) gewerbliche 
Verwendung 

a) und b) Nach 
dem Mischen 
unter oxidati­
ven Bedingun­
gen darf die 
Höchstkonzen­
tration bei der 
Anwendung 
am Haar 4 %, 
berechnet als 
freie Base, nicht 
überschreiten. 

Wie unter der laufenden 
Nummer 9 in Spalte f an­
gegeben.“ 

e) Unter der laufenden Nummer 14 werden in Spalte d die zulässige Höchstkonzentration von 0,3 % im kosmetischen 
Fertigerzeugnis und in Spalte f der Buchstabe a gestrichen.
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 9. Oktober 2009 

über den Standpunkt, den die Gemeinschaft im Rat der Internationalen Jute-Studiengruppe 
hinsichtlich der Verlängerung des Übereinkommens von 2001 über die Satzung der 

Internationalen Jute-Studiengruppe einnimmt 

(2009/748/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in Verbindung mit 
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Übereinkommen von 2001 über die Satzung der 
Internationalen Jute-Studiengruppe wurde am 15. April 
2002 mit dem Beschluss 2002/312/EG des Rates ( 1 ) im 
Namen der Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet 
und abgeschlossen. 

(2) Gemäß Regel 25 Buchstaben a und b läuft das Überein­
kommen von 2001 über die Satzung der Internationalen 
Jute-Studiengruppe am 26. April 2010 aus, sofern es 
nicht durch einen Beschluss des Rates der Internationalen 
Jute-Studiengruppe über dieses Datum hinaus für einen 
oder zwei Zeiträume von insgesamt höchstens vier Jahren 
verlängert wird. 

(3) Die Verlängerung des vorstehend genannten Überein­
kommens liegt im Interesse der Gemeinschaft. 

(4) Der Standpunkt der Gemeinschaft im Rat der Internatio­
nalen Jute-Studiengruppe ist festzulegen — 

BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Die Europäische Gemeinschaft stimmt im Rat der Internationa­
len Jute-Studiengruppe für eine Verlängerung des Übereinkom­
mens von 2001 über die Satzung der Internationalen Jute-Stu­
diengruppe um einen oder zwei Zeiträume von insgesamt 
höchstens vier Jahren und setzt den Generalsekretär der Verein­
ten Nationen von dieser Verlängerung in Kenntnis. 

Geschehen zu Luxemburg am 9. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

Å. TORSTENSSON
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 9. Oktober 2009 

zur Ernennung eines litauischen Mitglieds des Ausschusses der Regionen und eines litauischen 
Stellvertreters im Ausschuss der Regionen 

(2009/749/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 263, 

auf Vorschlag der litauischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 24. Januar 2006 den Beschluss 
2006/116/EG zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2006 bis zum 25. Januar 
2010 ( 1 ) 1 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs des Mandats von Herrn Vitas MATU­
ZAS ist der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Re­
gionen frei geworden. Infolge des Ablaufs des Mandats 
von Herrn Alvydas ŠEDŽIUS ist der Sitz eines Stellvertre­
ters im Ausschuss der Regionen frei geworden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2010, 

a) zum Mitglied des Ausschusses der Regionen: 

— Herr Viktor TROFIMOV, Vorsitzender des Regionalent­
wicklungsrats von Panevėžys, 

und 

b) zur Stellvertreterin im Ausschuss der Regionen: 

— Frau Daiva MATONIEN, Mitglied des Gemeinderats der 
Stadt Šiauliai. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Geschehen zu Luxemburg am 9. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

Å. TORSTENSSON
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KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 6. Oktober 2009 

über die Festlegung der Merkmale des europäischen elektronischen Mautdienstes und seiner 
technischen Komponenten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7547) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/750/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 2004/52/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 29. April 2004 über die Interope­
rabilität elektronischer Mautsysteme in der Gemeinschaft ( 1 ), ins­
besondere auf Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2004/52/EG legt die Kommission 
die Merkmale des europäischen elektronischen Maut­
dienstes (EETS — European Electronic Toll Service) 
nach dem in Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie genannten 
Verfahren fest. 

(2) Ein einziger Vertrag mit einem EETS-Anbieter sollte es 
den EETS-Nutzern entsprechend Artikel 3 Absatz 1 der 
Richtlinie 2004/52/EG ermöglichen, ihre Maut in allen 
EETS-Gebieten des europäischen Straßennetzes zu bezah­
len, unter anderem mittels eines einzigen Bordgeräts 
(OBE — On-board equipment), das in allen EETS-Gebie­
ten verwendet werden kann. 

(3) Diese Entscheidung betrifft den Informationsaustausch 
zwischen Mitgliedstaaten, Mauterhebern, Diensteanbietern 
und Straßenbenutzern im Interesse eines korrekten Maut­
buchungsnachweises, der im Rahmen des EETS vor­
geschrieben ist. 

(4) Die Einführung des EETS wird die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten mit sich bringen; diese sollte un­
ter strikter Einhaltung der entsprechenden Gemein­
schaftsvorschriften stattfinden, wie sie unter anderem in 
den Richtlinien 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ) und 2002/58/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) niedergelegt sind. 

(5) Die Mauterheber sollten den EETS-Anbietern auf nicht 
diskriminierende Weise Zugang zu ihren EETS-Gebieten 
gewähren. 

(6) Damit Transparenz und ein diskriminierungsfreier Zu­
gang zu EETS-Gebieten für alle EETS-Anbieter gesichert 
sind, sollte der Mauterheber alle notwendigen Informa­
tionen über Zugangsrechte in einer EETS-Gebiets-Vor­
gabe veröffentlichen. 

(7) Der EETS stützt sich auf die Grundsätze der Transparenz 
und der effizienten und fairen Preisgestaltung. 

(8) Es sollte ein Vermittlungsverfahren zur Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen Mauterhebern und EETS-Anbie­
tern während der Vertragsverhandlungen und im Rah­
men der vertraglichen Beziehungen vorgesehen werden. 
Die Mauterheber und die EETS-Anbieter sollten zur Bei­
legung von Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem 
diskriminierungsfreien Zugang zu EETS-Bereichen die na­
tionalen Vermittlungsstellen konsultieren. 

(9) Eine effiziente Verwaltung eines fairen und diskriminie­
rungsfreien Zugangs zum EETS, bei der unnötiger Ver­
waltungsaufwand vermieden wird, erfordert eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Vermittlungsstellen der 
Mitgliedstaaten ( 4 ) bei der Anwendung der vorliegenden 
Gemeinschaftsvorschriften und dem Umgang mit mögli­
chen Beschwerden, was einer eventuellen gerichtlichen 
Prüfung nicht entgegensteht. 

(10) Die Mauterheber können für verschiedene Nutzer- und/ 
oder Fahrzeugkategorien eine unterschiedliche Tarifgestal­
tung zugrunde legen, sollten jedoch im Sinne der Richt­
linie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt ( 5 ) (Dienstleistungsrichtlinie) nicht zwischen 
EETS-Nutzern unterscheiden.
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(11) Die von EETS-Nutzern zu zahlende Maut sollte nicht 
über der jeweiligen nationalen bzw. lokalen Maut liegen. 

(12) Im nationalen oder lokalen Bereich können die Mauter­
heber eigene nationale oder lokale Dienste auf der 
Grundlage manueller, automatischer oder elektronischer 
Systeme aufrechterhalten oder einführen. Der EETS ist ein 
Dienst, der die nationalen bzw. lokalen elektronischen 
Mauterhebungsdienste der Mitgliedstaaten ergänzt; in 
den Mitgliedstaaten, in denen Mautsysteme existieren, 
sollten die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, 
damit verstärkt elektronische Systeme verwendet werden, 
und es sollte angestrebt werden, dass an jeder Mautstelle 
mindestens 50 % der Fahrzeuge elektronische Mautsys­
teme nutzen können. 

(13) Die Grundsätze zur Mauterhebung stützen sich auf EU- 
Recht, auf nationale oder auf lokale Vorschriften, für 
deren Umsetzung die Mauterheber zuständig sind. Jeder 
Mitgliedstaat sollte nicht diskriminierende Bestimmungen 
zur Kontrolle der Mautbuchungsnachweise erlassen, gege­
benenfalls im Einklang mit den EU-Vorschriften. Der 
EETS sollte interoperable Mittel vorsehen, die eine Über­
prüfung der Korrektheit der Mautbuchungsbelege von 
Fahrzeugen ermöglichen, bei denen davon auszugehen 
ist, dass sie den EETS nutzen. 

(14) Die Mauttechnologie ermöglicht es, die Erhebung der 
Maut ohne physische Barrieren zu garantieren, was im 
Interesse der Straßenverkehrssicherheit liegt und der Stau­
bildung entgegenwirkt. 

(15) Mauteinnahmen dienen im Allgemeinen der Finanzierung 
des Baus und der Wartung von Verkehrsinfrastrukturen; 
Verkehrsunternehmen, die keine Maut zahlen, würden 
den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft die entspre­
chenden Finanzmittel vorenthalten und hätten gegenüber 
den Maut zahlenden Unternehmen einen unlauteren 
Wettbewerbsvorteil; Mauthinterziehung könnte die Ver­
wirklichung verkehrspolitischer Ziele in den Bereichen 
Verkehrs- und Staumanagement sowie Umweltschutz be­
hindern. 

(16) Für die gesamte Gemeinschaft sollten grundlegende An­
forderungen für den EETS festgelegt werden. 

(17) Der EETS umfasst technische und organisatorische As­
pekte. Für beide Aspekte sollten grundlegende Anforde­
rungen festgelegt werden, um die Interoperabilität des 
EETS in jeder Hinsicht zu ermöglichen. Für die gesamte 
Gemeinschaft sind technische Spezifikationen erforder­
lich, insbesondere für die Komponenten und Schnittstel­
len, damit die grundlegenden technischen Anforderungen 
erfüllt werden. 

(18) Um den einschlägigen Bestimmungen in Bezug auf die 
Vergabe von Aufträgen im Straßenverkehrsbereich, ins­
besondere der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ), zu entsprechen, sollten 

die Auftraggeber technische Spezifikationen in die Be­
kanntmachungen oder sonstigen Unterlagen (wie all­
gemeine Unterlagen oder Verdingungsunterlagen) für je­
den einzelnen Auftrag aufnehmen. Technische Spezifika­
tionen können durch Verweis auf bestimmte Dokumente 
festgelegt werden; im Hinblick darauf ist es erforderlich, 
technische Spezifikationen zusammenzustellen, die als 
Referenz dienen können. 

(19) Eine technische Spezifikation im Sinne der Richtlinie 
2004/18/EG kann unter anderem durch Verweis auf 
eine europäische Norm oder eine harmonisierte Norm, 
auf eine europäische technische Zulassung oder eine ge­
meinsame technische Spezifikation festgelegt werden. 
Eine harmonisierte Norm wird von einer europäischen 
Normenorganisation, z. B. dem Europäischen Komitee 
für Normung (CEN), dem Europäischen Komitee für elek­
trotechnische Normung (CENELEC) oder dem Europäi­
schen Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI), 
im Auftrag der Kommission ausgearbeitet; ihre Fundstelle 
wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 2 ). 

(20) Die Gemeinschaft hat ein Interesse an einem den Anfor­
derungen der Gemeinschaftspolitik entsprechenden inter­
nationalen Normungssystem, mit dem Normen auf­
gestellt werden können, die von den internationalen Han­
delspartnern tatsächlich angewendet werden. Die europäi­
schen Normenorganisationen sollten daher ihre Zusam­
menarbeit mit den internationalen Normenorganisatio­
nen fortsetzen. 

(21) Zusätzliche technische Spezifikationen oder sonstige Nor­
men könnten zu einem späteren Zeitpunkt erforderlich 
werden. Solche Spezifikationen sollten die auf Gemein­
schaftsebene harmonisierten EETS-Anforderungen ergän­
zen. 

(22) Die Verfahren zur Beurteilung der Konformität von EETS- 
Interoperabilitätskomponenten mit den Spezifikationen 
und ihrer Gebrauchstauglichkeit sollten auf den Modulen 
beruhen, die im Beschluss Nr. 768/2008/EWG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 3 ) festgelegt wurden. 
Um die Entwicklung der betreffenden Industrien zu för­
dern, sollten so weit wie möglich Verfahren mit einem 
Qualitätssicherungssystem erarbeitet werden. Diese Ver­
fahren sollten die notifizierten Stellen in die Lage verset­
zen, die Konformität von EETS-Interoperabilitätskom­
ponenten mit den Spezifikationen und ihre Gebrauchs­
tauglichkeit zu beurteilen, um sicherzugehen, dass die 
Ergebnisse für die Auslegungs-, die Bau- und die Inbe­
triebnahmephase sowie für den Betrieb den geltenden 
allgemeinen, technischen und betriebsbezogenen Vor­
schriften entsprechen. Die Hersteller sollten auch von 
der Gleichbehandlung in allen Ländern ausgehen können.
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(23) Die notifizierten Stellen sollten ihre Entscheidungen so 
eng wie möglich abstimmen. 

(24) Die Konformität mit den Spezifikationen könnte mögli­
cherweise nicht ausreichen, um die betriebliche Interope­
rabilität in der Praxis sicherzustellen; daher ist ein CE- 
Zeichen notwendig, das die Gebrauchstauglichkeit be­
scheinigt. 

(25) Gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2004/52/EG 
trifft die Kommission Entscheidungen über die Merkmale 
des EETS im Einklang mit dem Beschluss 1999/468/EG 
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda­
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage­
nen Durchführungsbefugnisse ( 1 ). Gegebenenfalls kann 
der Anhang der Richtlinie 2004/52/EG aus technischen 
Gründen nach dem in Artikel 5 Absatz 2 dieser Richt­
linie genannten Verfahren geändert werden. 

(26) Die vorliegende Entscheidung stützt sich auf Arbeiten 
europaweiter, von der Kommission unterstützter For­
schungsprojekte ( 2 ), an denen wichtige Interessengruppen 
beteiligt waren, und von der Kommission eingesetzter 
Expertengruppen, mit denen Gegenstand und Organisati­
onsstruktur des EETS genau bestimmt werden sollten. 

(27) Angesichts der Bedeutung der Einführung des EETS ist es 
zweckdienlich, dass die Kommission 18 Monate nach 
Inkrafttreten dieser Entscheidung eine Überprüfung vor­
nimmt. Auf der Grundlage der Ergebnisse der Halbzeit­
überprüfung der Fortschritte bei der EETS-Einführung 
sollte die Kommission, unterstützt vom Ausschuss für 
elektronische Maut, gegebenenfalls erforderliche Maßnah­
men vorschlagen. 

(28) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 5 Ab­
satz 1 der Richtlinie 2004/52/EG eingesetzten Ausschus­
ses für elektronische Maut — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) In dieser Entscheidung werden die Merkmale des europäi­
schen elektronischen Mautdienstes (EETS) festgelegt. 

Es werden die technischen Spezifikationen und Anforderungen 
sowie die vertraglichen Regeln für die Bereitstellung des EETS 
dargelegt. 

(2) Diese Entscheidung enthält Rechte und Verpflichtungen 
für EETS-Anbieter, Mauterheber und EETS-Nutzer. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Entscheidung gelten folgende Begriffs­
bestimmungen: 

a) „EETS-Gebiet“: ein Mautgebiet, für den die Richtlinie 
2004/52/EG gilt; 

b) „EETS-Anbieter“: eine Rechtsperson, die die Anforderungen 
des Artikels 3 erfüllt, in ihrem Niederlassungsmitgliedstaat 
registriert ist und einem EETS-Nutzer Zugang zum EETS 
gewährt; 

c) „EETS-Nutzer“: eine natürliche oder juristische Person, die mit 
einem EETS-Anbieter einen Vertrag schließt, um Zugang zum 
EETS zu erhalten; 

d) „Interoperabilitätskomponenten“: Bauteile, Bauteilgruppen, 
Unterbaugruppen oder komplette Materialbaugruppen, die 
in das EETS-System integriert sind oder integriert werden 
sollen und von denen die Interoperabilität des Dienstes di­
rekt oder indirekt abhängt; hierbei kann es sich sowohl um 
materielle als auch um immaterielle Produkte wie Software 
handeln; 

e) „Bordgerät“: der vollständige Satz von Hardware- und Soft­
warekomponenten, der für die Bereitstellung des EETS erfor­
derlich ist und der für die Sammlung, Speicherung und Ver­
arbeitung sowie den Fernempfang und die Fernübertragung 
von Daten in einem Fahrzeug eingebaut ist; 

f) „Gebrauchstauglichkeit“: die Fähigkeit einer im EETS integrier­
ten Interoperabilitätskomponente, während des Betriebs in 
Verbindung mit dem System des Mauterhebers ein bestimm­
tes Leistungsniveau zu erreichen und aufrechtzuerhalten; 

g) „Gebührenklasse“: die Gruppe von Fahrzeugen, die von ei­
nem Mauterheber gleich behandelt wird; 

h) „Gebührenregelung“: die Zuordnung der zu zahlenden Maut­
gebühren zu Gebührenklassen durch einen Mauterheber; 

i) „technische Spezifikation“: eine Spezifikation gemäß 
Artikel 23 und gemäß Anhang VI der Richtlinie 2004/18/EG; 

j) „Maut“: eine Gebühr, Steuer oder Abgabe, die im Zusammen­
hang mit dem Verkehr eines Fahrzeugs in einem Mautgebiet 
erhoben wird; 

k) „Mauterheber“: eine öffentliche oder private Stelle, die für 
den Verkehr von Fahrzeugen in einem EETS-Gebiet Maut 
erhebt;
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l) „Maut-Basisdaten“: die vom zuständigen Mauterheber vor­
gegebenen Informationen, die für die Berechnung der Maut 
für den Verkehr eines Fahrzeugs in einem bestimmten Maut­
gebiet und für die Durchführung der Mauttransaktion erfor­
derlich sind; 

m) „Mautbuchungsnachweis“: eine Meldung an den Mauterhe­
ber, in der der Verkehr eines Fahrzeugs in einem Mautgebiet 
entsprechend dem zwischen dem Mautdiensteanbieter und 
dem Mauterheber vereinbarten Format bestätigt wird; 

n) „Mautgebiet“: ein Teil des Gebiets der EU, ein Teil des euro­
päischen Straßennetzes oder ein Bauwerk/eine Einrichtung 
wie ein Tunnel, eine Brücke oder eine Fähre, für den/das/die 
Maut erhoben wird; 

o) „Mautsystem“: Gesamtheit der Regeln, einschließlich der 
Durchsetzungsvorschriften, für die Erhebung der Maut in 
einem Mautgebiet; 

p) „Mauttransaktion“: eine Handlung oder eine Reihe von Hand­
lungen, bei denen ein Mautbuchungsnachweis an den Mau­
terheber übermittelt wird; 

q) „Parameter für die Fahrzeugklassifizierung“: Informationen 
zum Fahrzeug, anhand derer — auf der Grundlage der 
Maut-Basisdaten — die Maut berechnet wird. 

KAPITEL II 

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

Artikel 3 

Anforderungen an die EETS-Anbieter 

Die EETS-Anbieter lassen sich in einem Mitgliedstaat, in dem sie 
niedergelassen sind, registrieren; die Registrierung ist vorzuneh­
men, wenn die Anbieter folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Sie sind gemäß der Norm EN ISO 9001 oder einer gleich­
wertigen Norm zertifiziert. 

b) Sie weisen nach, dass sie über die technische Ausrüstung und 
über die EG-Erklärung oder das EG-Zertifikat zur Bescheini­
gung der Konformität der Interoperabilitätskomponenten ge­
mäß Punkt 1 des Anhangs IV dieser Entscheidung verfügen. 

c) Sie weisen ihre Befähigung zur Bereitstellung elektronischer 
Mautdienste oder Kompetenz in dafür relevanten Bereichen 
nach. 

d) Sie verfügen über eine angemessene finanzielle Leistungs­
fähigkeit. 

e) Sie verfügen über einen globalen Risikomanagementplan, der 
mindestens alle zwei Jahre im Rahmen eines Audits geprüft 
wird. 

f) Sie bieten Gewähr für Zuverlässigkeit. 

Artikel 4 

Rechte und Pflichten der EETS-Anbieter 

(1) Die EETS-Anbieter schließen innerhalb von 24 Monaten 
nach ihrer Registrierung gemäß Artikel 19 EETS-Verträge über 
sämtliche EETS-Gebiete ab. 

Jeder EETS-Anbieter muss zu jedem Zeitpunkt sämtliche EETS- 
Gebiete abdecken. Sollten die EETS-Gebiete sich ändern oder 
sollte aus einem anderen Grund keine vollständige Abdeckung 
mehr gegeben sein, stellt er diese innerhalb von sechs Monaten 
wieder her. 

(2) Die EETS-Anbieter unterrichten die EETS-Nutzer über ihre 
Abdeckung der EETS-Gebiete und gegebenenfalls Änderungen 
dieser Abdeckung. 

Die EETS-Anbieter übermitteln dem Mitgliedstaat, in dem sie 
registriert sind, jährlich eine Erklärung über die von ihnen abge­
deckten EETS-Gebiete. 

(3) Erforderlichenfalls stellen die EETS-Anbieter den EETS- 
Nutzern Bordgeräte zur Verfügung, die den in dieser Entschei­
dung festgelegten technischen Anforderungen entsprechen. Sie 
müssen nachweisen, dass die Anforderungen erfüllt werden. 

(4) Die EETS-Anbieter überwachen die Qualität ihrer Dienst­
leistung. Sie verfügen über geprüfte Betriebsprozesse, die bei 
Leistungsproblemen oder Integritätsverletzungen geeignete Maß­
nahmen vorsehen. 

(5) Die EETS-Anbieter bieten angemessene Dienste und tech­
nische Unterstützung an, um die korrekte individuelle Einstel­
lung der Bordgeräte sicherzustellen. Sie sind für die in den 
Bordgeräten oder in ihrem Informationssystem gespeicherten 
unveränderlichen Parameter für die Fahrzeugklassifizierung ver­
antwortlich. Die variablen Parameter für die Fahrzeugklassifizie­
rung, die sich von einer Fahrt zur anderen oder während einer 
Fahrt ändern können und im Fahrzeug selbst eingegeben wer­
den können, müssen über eine geeignete Benutzer-Schnittstelle 
zu konfigurieren sein. 

(6) Die EETS-Anbieter führen Listen von gesperrten Bordge­
räten, die im Zusammenhang mit ihren EETS-Verträgen mit 
EETS-Nutzern stehen. Diese Listen sind unter strenger Einhal­
tung der Gemeinschaftsvorschriften für den Schutz personenbe­
zogener Daten zu führen, wie sie unter anderem in den Richt­
linien 95/46/EG und 2002/58/EG niedergelegt sind. 

(7) Die EETS-Anbieter machen den EETS-Nutzern ihre Ver­
tragspolitik bekannt. 

(8) Bei der Erstellung der Rechnungen für die einzelnen 
EETS-Nutzer trennen die EETS-Anbieter klar die Dienstleistungs­
entgelte des Anbieters von der angefallenen Maut, und es sind 
— es sei denn, der Nutzer entscheidet sich dagegen — zumin­
dest Zeitpunkt und Ort des Anfalls der Maut sowie die für die 
Nutzer relevante Zusammensetzung der Maut anzugeben.
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(9) Die EETS-Anbieter unterrichten die EETS-Nutzer so rasch 
wie möglich über das etwaige Fehlen von Mautbuchungsnach­
weisen auf ihrem Konto und bieten, soweit möglich, die Gele­
genheit, diesen Zustand zu beheben, bevor Durchsetzungsmaß­
nahmen ergriffen werden. 

(10) Die EETS-Anbieter arbeiten bei der Durchsetzung der 
Vorschriften mit den Mauterhebern zusammen. 

Artikel 5 

Rechte und Pflichten der Mauterheber 

(1) Entspricht ein EETS-Gebiet nicht den technischen und 
verfahrensmäßigen EETS-Interoperabilitätsanforderungen der 
Richtlinie 2004/52/EG und dieser Entscheidung, beurteilt der 
zuständige Mauterheber das Problem gemeinsam mit den Betei­
ligten und ergreift — soweit er dafür zuständig ist — Korrek­
turmaßnahmen, um die EETS-Interoperabilität des Mautsystems 
zu gewährleisten. Gegebenenfalls informiert der Mauterheber 
den Mitgliedstaat, damit das in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe 
a genannte Register aktualisiert wird. 

(2) Jeder Mauterheber erstellt und aktualisiert im Einklang 
mit Anhang I Vorgaben für ein EETS-Gebiet, in denen die all­
gemeinen Bedingungen für den Zugang der EETS-Anbieter zu 
seinen Mautgebieten dargelegt sind. 

(3) Mauterheber akzeptieren ohne Diskriminierung die An­
träge aller EETS-Anbieter, die den EETS in den EETS-Gebieten 
im Zuständigkeitsbereich des Mauterhebers anbieten wollen. 

Für die Akzeptanz eines EETS-Anbieters in einem Mautgebiet ist 
die Einhaltung der allgemeinen Bedingungen maßgebend, die in 
den Vorgaben für das EETS-Gebiet dargelegt sind, wobei die 
Verhandlungen möglichst innerhalb des in Artikel 4 Absatz 1 
genannten zeitlichen Rahmens abzuschließen sind; sie kann fer­
ner besonderen Vertragsbedingungen unterliegen. 

Können sich ein Mauterheber und ein EETS-Anbieter nicht ei­
nigen, kann die Angelegenheit der für das jeweilige Mautgebiet 
zuständigen Vermittlungsstelle vorgelegt werden. 

(4) Die Maut, die Mauterheber den EETS-Nutzern berechnen, 
darf nicht über der jeweiligen nationalen bzw. lokalen Maut 
liegen. 

(5) Mauterheber akzeptieren in ihren EETS-Gebieten von den 
EETS-Anbietern, mit denen sie einen Vertrag geschlossen haben, 
alle funktionsfähigen Bordgeräte, die gemäß Anhang IV zertifi­
ziert und nicht auf einer Liste gesperrter Bordgeräte gemäß 
Artikel 7 Absatz 3 angeführt sind. 

Die Mauterheber führen auf ihren Internetseiten eine leicht zu­
gängliche öffentliche Liste aller EETS-Anbieter, mit denen sie 
einen Vertrag abgeschlossen haben. 

(6) Ein Mauterheber kann einen EETS-Anbieter zur Zusam­
menarbeit bei unangekündigten, eingehenden Überprüfungen 

des Mautsystems auffordern, in deren Rahmen Fahrzeuge über­
prüft werden, die in den EETS-Gebieten des Mauterhebers ver­
kehren oder in jüngster Zeit verkehrt sind. Die Anzahl der 
Fahrzeuge, die im Verlauf eines Jahres im Zusammenhang mit 
einem bestimmten EETS-Anbieter solchen Überprüfungen unter­
zogen wird, muss im Verhältnis zu dem durchschnittlichen jähr­
lichen Verkehrsaufkommen des EETS-Anbieters in den EETS- 
Gebieten des Mauterhebers oder den entsprechenden Verkehrs­
prognosen stehen. 

(7) Wird festgestellt, dass der EETS durch Verschulden des 
Mauterhebers nicht funktioniert, sorgt dieser für einen Behelfs­
betrieb, bei dem Fahrzeuge mit den in Absatz 5 genannten 
Geräten sicher und mit so geringer Verzögerung wie möglich 
verkehren können, ohne dass ihnen eine Gebührenhinterzie­
hung angelastet wird. 

(8) Die Mauterheber arbeiten auf der Grundlage der Nicht­
diskriminierung mit EETS-Anbietern und/oder Herstellern und/ 
oder notifizierten Stellen zusammen, um die Gebrauchstauglich­
keit der Interoperabilitätskomponenten in ihren Mautgebieten 
zu prüfen. 

Artikel 6 

Maut-Basisdaten 

Die Mauterheber teilen den Mitgliedstaaten, in denen ihre Maut­
gebiete liegen, jede Änderung ihrer Maut-Basisdaten mit, unter 
anderem im Zusammenhang mit 

a) der Festlegung des EETS-Gebiets, insbesondere in Bezug auf 
dessen geografische Ausdehnung und die Infrastrukturen, für 
die Maut erhoben wird; 

b) der Art der Maut und den Erhebungsprinzipien; 

c) den Fahrzeugen, für die Maut erhoben wird; 

d) den Parametern für die Fahrzeugklassifizierung (z. B. Anzahl 
der Achsen, höchstzulässige Anhängelast, Aufhängungsart 
etc.) und ihrer Zuordnung zur Gebührenstruktur des Mau­
terhebers; 

e) den geforderten Mautbuchungsnachweisen. 

Artikel 7 

Maut 

(1) Die Maut wird vom Mauterheber unter anderem auf der 
Grundlage der Klassifizierung des jeweiligen Fahrzeugs fest­
gelegt. Die Klassifizierung eines Fahrzeugs wird anhand der in 
Anhang VI enthaltenen Parameter für die Fahrzeugklassifizie­
rung bestimmt. Sollten die Fahrzeugklassifizierung des EETS- 
Anbieters und die des Mauterhebers voneinander abweichen, 
ist die Klassifizierung des Mauterhebers maßgebend, es sei denn, 
es ist ein Irrtum nachweisbar.
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(2) Ein Mauterheber kann von einem EETS-Anbieter für alle 
von diesem verwalteten Nutzerkonten neben den Zahlungen bei 
nachgewiesenen Mautbuchungsnachweisen auch Zahlungen im 
Fall der nachweislichen Nichtübermittlung eines Mautbuchungs­
nachweises verlangen. 

(3) Hat ein Mauterheber von einem EETS-Anbieter eine Liste 
gesperrter Bordgeräte im Sinne des Artikels 4 Absatz 6 erhalten, 
haftet der EETS-Anbieter nicht für durch die Verwendung sol­
cher gesperrten Bordgeräte eventuell noch angefallene Maut. 
Mauterheber und EETS-Anbieter vereinbaren die Anzahl der 
Einträge in die Liste gesperrter OBE, das Format der Liste und 
die Häufigkeit ihrer Aktualisierung. 

(4) Bei mikrowellengestützten Mautsystemen übermitteln die 
Mauterheber den EETS-Anbietern die Buchungsnachweise für 
Maut, die für ihre jeweiligen EETS-Nutzer angefallen ist. 

Artikel 8 

Buchführung 

Leistet eine Stelle sowohl die Dienste eines Mauterhebers als 
auch die Dienste eines EETS-Anbieters, ergreifen die Mitglied­
staaten die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
nach Tätigkeit getrennte Gewinn- und Verlustrechnungen und 
Bilanzen erstellt und veröffentlicht werden und Quersubventio­
nen zwischen den beiden Tätigkeitsbereichen nicht möglich 
sind. 

Die Buchführungssysteme für die Tätigkeiten eines Mauterhebers 
und die Tätigkeiten eines EETS-Anbieters sind von der Buch­
führung über etwaige andere Tätigkeiten getrennt zu halten, so 
dass eine eindeutige Bewertung von Kosten und Nutzen im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung des EETS vorgenommen 
werden kann. 

Artikel 9 

Rechte und Pflichten der EETS-Nutzer 

(1) EETS-Nutzer können den EETS über einen EETS-Anbieter 
abonnieren, wobei die Staatsangehörigkeit, der Staat des Wohn­
sitzes bzw. der Niederlassung und der Staat, in dem das Fahr­
zeug registriert ist, keine Rolle spielen. Bei Vertragsabschluss 
sind die EETS-Nutzer angemessen über die Behandlung ihrer 
personenbezogenen Daten zu informieren sowie über ihre 
Rechte aufgrund der geltenden Datenschutzvorschriften. 

(2) EETS-Nutzer stellen sicher, dass alle gegenüber dem 
EETS-Anbieter gemachten Angaben zu Nutzer und Fahrzeug 
korrekt sind. 

(3) EETS-Nutzer treffen alle Vorkehrungen, um sicherzustel­
len, dass das Bordgerät ihres Fahrzeugs während des Verkehrs in 
einem EETS-Gebiet funktionsfähig ist. 

(4) EETS-Nutzer müssen Bordgeräte entsprechend den An­
weisungen der EETS-Anbieter benutzen, insbesondere im Zu­
sammenhang mit der Angabe der variablen Fahrzeugparameter. 

(5) Mit der Zahlung der Maut an seinen EETS-Anbieter erfüllt 
der EETS-Nutzer seine Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem 
zuständigen Mauterheber. 

KAPITEL III 

VERMITTLUNGSSTELLE 

Artikel 10 

Einrichtung und Funktion 

(1) Jeder Mitgliedstaat, der über mindestens ein EETS-Gebiet 
verfügt, benennt eine Vermittlungsstelle oder richtet eine solche 
ein, um die Vermittlung zwischen Mauterhebern, die über ein 
Mautgebiet auf seinem Hoheitsgebiet verfügen, und EETS-Anbie­
tern, die mit diesen Verträge geschlossen haben oder in Ver­
tragsverhandlungen stehen, zu erleichtern. Die Vermittlungs­
stelle ist insbesondere befugt, zu prüfen, ob die Vertragsbedin­
gungen, die ein Mauterheber EETS-Anbietern auferlegt, keine 
Diskriminierung beinhalten und Kosten und Risiken der Ver­
tragsparteien korrekt widerspiegeln. 

(2) Der jeweilige Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen Maß­
nahmen, um sicherzustellen, dass seine Vermittlungsstelle in 
ihrer Organisation und Rechtsform unabhängig von den ge­
werblichen Interessen des Mauterhebers und des EETS-Anbieters 
ist. 

Artikel 11 

Vermittlungsverfahren 

(1) Die Mauterheber und die EETS-Anbieter ersuchen die zu­
ständige Vermittlungsstelle bei jeder Streitigkeit im Zusammen­
hang mit einem Vertrag oder den Vertragsverhandlungen um 
Vermittlung. 

(2) Die Vermittlungsstelle gibt innerhalb eines Monats nach 
Eingang eines Antrags auf Vermittlung an, ob ihr alle für die 
Vermittlung erforderlichen Unterlagen vorliegen. 

(3) Die Vermittlungsstelle nimmt spätestens sechs Monate 
nach Eingang eines Antrags auf Vermittlung zu der Streitigkeit 
Stellung. 

(4) Zur Erleichterung ihrer Arbeit ermächtigen die Mitglied­
staaten die Vermittlungsstellen, bei Mauterhebern, EETS-Anbie­
tern und Dritten, die an der Bereitstellung des EETS im jewei­
ligen Mitgliedstaat beteiligt sind, relevante Informationen anzu­
fordern. 

(5) Die nationalen Vermittlungsstellen tauschen untereinan­
der Informationen über ihre Arbeit, Grundsätze und konkrete 
Vorgehensweisen aus. 

KAPITEL IV 

TECHNISCHE BESTIMMUNGEN 

Artikel 12 

Einheit und Kontinuität des Dienstes 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der EETS den EETS-Nut­
zern als ein einheitlicher, kontinuierlicher Dienst zur Verfügung 
steht. Dies bedeutet,
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a) dass während einer Fahrt kein weiteres menschliches Eingrei­
fen im Fahrzeug mehr erforderlich ist, wenn die Parameter 
für die Fahrzeugklassifizierung, einschließlich der variablen 
Parameter, einmal gespeichert und/oder gemeldet wurden, 
es sei denn, die Merkmale des Fahrzeugs ändern sich; 

b) dass die Interaktion des Fahrers mit einem bestimmten Bord­
gerät für alle EETS-Gebiete die gleiche ist. 

Artikel 13 

Anforderungen an den EETS 

(1) Der EETS muss den grundlegenden Anforderungen in 
Anhang III entsprechen. 

(2) Abgesehen von der Erhebung der Maut sollten die EETS- 
Bordgeräte in Zukunft die Implementierung anderer ortsbezo­
gener Dienste ermöglichen. Der Einsatz von EETS-Bordgeräten 
für andere Dienste darf in keinem Mautgebiet die Mauttrans­
aktionen beeinträchtigen. 

Artikel 14 

Interoperabilitätskomponenten 

(1) Interoperabilitätskomponenten, einschließlich der Schnitt­
stellen, müssen die Anforderungen des Anhangs II erfüllen. 

Die Mitgliedstaaten gehen bei Interoperabilitätskomponenten, 
die das CE-Zeichen tragen, davon aus, dass sie die jeweiligen 
grundlegenden Anforderungen erfüllen. 

(2) Die Beurteilung der Konformität mit Spezifikationen und/ 
oder der Gebrauchstauglichkeit von Interoperabilitätskom­
ponenten ist gemäß Anhang IV vorzunehmen. 

EETS-Interoperabilitätskomponenten können das CE-Zeichen 
tragen, wenn für sie eine EG-Konformitäts- und/oder Ge­
brauchstauglichkeitserklärung vorliegt. 

(3) Konformitäts- und/oder Gebrauchstauglichkeitserklärun­
gen sind vom Hersteller der Interoperabilitätskomponenten, 
dem EETS-Anbieter oder einem Bevollmächtigen entsprechend 
Anhang IV zu erstellen. 

Der Inhalt der Erklärungen muss Teil 3 des Anhangs IV ent­
sprechen. 

(4) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen von In­
teroperabilitätskomponenten zur Verwendung im EETS nicht 
unter Berufung auf diese Entscheidung verbieten, beschränken 
oder behindern, wenn diese Komponenten das CE-Zeichen tra­
gen oder eine EG-Konformitäts- und/oder Gebrauchstauglich­
keitserklärung für sie vorliegt. Insbesondere dürfen sie keine 
Prüfungen vorschreiben, die bereits im Rahmen des Verfahrens 

zur Prüfung der Konformität mit den Spezifikationen und/oder 
der Gebrauchstauglichkeit erfolgt sind. 

(5) Werden technische EETS-Spezifikationen nach der Ver­
abschiedung dieser Entscheidung veröffentlicht, prüft die Kom­
mission ihre Anwendbarkeit nach dem Verfahren in Artikel 5 
Absatz 2 der Richtlinie 2004/52/EG. 

KAPITEL V 

SCHUTZKLAUSELN 

Artikel 15 

(1) Hat ein Mitgliedstaat Grund zu der Annahme, dass Inter­
operabilitätskomponenten, die das CE-Zeichen tragen und in 
Verkehr gebracht worden sind, bei bestimmungsgemäßer Ver­
wendung die grundlegenden Anforderungen wahrscheinlich 
nicht erfüllen werden, trifft er alle gebotenen Maßnahmen, um 
den Einsatzbereich dieser Komponenten zu beschränken, ihre 
Verwendung zu verbieten oder sie vom Markt zu nehmen. 
Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission unverzüglich un­
ter Angabe der Gründe für seine Entscheidung über die getrof­
fenen Maßnahmen und erläutert insbesondere, ob die Kom­
ponenten nicht konform sind, weil 

a) die technischen Spezifikationen nicht ordnungsgemäß ange­
wandt wurden; 

b) die technischen Spezifikationen ungeeignet sind. 

(2) Die Kommission konsultiert die betroffenen Parteien so 
rasch wie möglich. 

a) Kommt die Kommission nach dieser Konsultation zu dem 
Schluss, dass die Maßnahme begründet ist, so unterrichtet sie 
unverzüglich den betroffenen Mitgliedstaat und die übrigen 
Mitgliedstaaten darüber. 

b) Kommt die Kommission nach der Konsultation der betroffe­
nen Parteien zu dem Schluss, dass die Maßnahme unbegrün­
det ist, so unterrichtet sie unverzüglich den betroffenen Mit­
gliedstaat, den Hersteller oder seinen in der Gemeinschaft 
ansässigen Bevollmächtigten und die übrigen Mitgliedstaaten 
darüber. 

(3) Erfüllen Interoperabilitätskomponenten, die das CE-Zei­
chen tragen, nicht die Interoperabilitätsanforderungen, verlangt 
der zuständige Mitgliedstaat vom Hersteller oder seinem in der 
Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten, die Konformität 
und/oder Gebrauchstauglichkeit der jeweiligen Interoperabilitäts­
komponente entsprechend den Vorschriften dieses Mitgliedstaa­
tes herzustellen, und unterrichtet die Kommission und die an­
deren Mitgliedstaaten davon.
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Artikel 16 

Jede Entscheidung betreffend die Beurteilung der Konformität 
mit Spezifikationen oder der Gebrauchstauglichkeit von Inter­
operabilitätskomponenten und jede Entscheidung gemäß 
Artikel 15 ist eingehend zu begründen. Sie ist der betroffenen 
Partei so rasch wie möglich unter Angabe der in dem betref­
fenden Mitgliedstaat nach geltendem Recht vorgesehenen 
Rechtsbehelfe und der Fristen für das Einlegen dieser Rechts­
behelfe mitzuteilen. 

KAPITEL VI 

VERWALTUNGSBESTIMMUNGEN 

Artikel 17 

Notifizierte Stellen 

(1) Die Mitgliedstaaten nennen der Kommission und den 
anderen Mitgliedstaaten die Stellen, die befugt sind, das Verfah­
ren zur Beurteilung der Konformität mit Spezifikationen oder 
der Gebrauchstauglichkeit gemäß Anhang IV durchzuführen 
oder zu überwachen, und geben den Zuständigkeitsbereich jeder 
Stelle und die zuvor von der Kommission erteilten Kennnum­
mern an. Die Kommission veröffentlicht die Liste dieser Stellen 
mit Angabe ihrer Kennnummern und ihrer Zuständigkeitsberei­
che im Amtsblatt der Europäischen Union und aktualisiert sie 
regelmäßig. 

(2) Bei der Beurteilung der zu notifizierenden Stellen wenden 
die Mitgliedstaaten die in Anhang V genannten Kriterien an. 
Diese Kriterien gelten als erfüllt, wenn die Stellen den Bewer­
tungskriterien der einschlägigen europäischen Normen entspre­
chen. 

(3) Die Mitgliedstaaten entziehen einer Stelle die Zulassung, 
wenn diese die in Anhang V genannten Kriterien nicht mehr 
erfüllt. Sie unterrichten hiervon unverzüglich die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten. 

(4) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der Auffassung, 
dass eine von einem anderen Mitgliedstaat notifizierte Stelle den 
relevanten Kriterien nicht entspricht, so wird der Ausschuss für 
elektronische Maut mit der Angelegenheit befasst, der innerhalb 
von drei Monaten Stellung nimmt. Die Kommission unterrichtet 
den jeweiligen Mitgliedstaat auf der Grundlage der Stellung­
nahme des Ausschusses über alle Änderungen, die erforderlich 
sind, damit die notifizierte Stelle den ihr zuerkannten Status 
behalten kann. 

Artikel 18 

Koordinierungsgruppe 

Eine Koordinierungsgruppe für die nach Artikel 17 Absatz 1 
dieser Entscheidung notifizierten Stellen (nachstehend „Koor­
dinierungsgruppe“) wird gemäß der Geschäftordnung des Aus­
schusses für elektronische Maut als Arbeitsgruppe dieses Aus­
schusses eingesetzt. 

Die Koordinierungsgruppe erstellt und aktualisiert eine umfas­
sende Liste von Normen, technischen Spezifikationen und sons­
tigen Schriftstücken normativen Charakters, anhand derer die 
Konformität mit Spezifikationen und die Gebrauchstauglichkeit 
von EETS-Interoperabilitätskomponenten beurteilt werden kann. 
Die Koordinierungsgruppe dient als Forum für die Erörterung 
von Problemen, die im Zusammenhang mit den Verfahren zur 
Beurteilung der Konformität und Gebrauchstauglichkeit auftre­
ten können, und für die Vorlage entsprechender Lösungsvor­
schläge. 

Artikel 19 

Register 

(1) Für die Zwecke der Umsetzung dieser Entscheidung führt 
jeder Mitgliedstaat ein nationales elektronisches Register der 

a) EETS-Gebiete in seinem Hoheitsgebiet, unter anderem mit 
Informationen zu 

— den entsprechenden Mauterhebern, 

— den verwendeten Mauttechnologien, 

— den Maut-Basisdaten, 

— den Vorgaben für das EETS-Gebiet, 

— den EETS-Anbietern, die EETS-Verträge mit den in ihrem 
Zuständigkeitsbereich tätigen Mauterhebern geschlossen 
haben. 

Die Mitgliedstaaten müssen unter Berücksichtigung von An­
hang VI Punkt 3 und 4 Änderungen im Register der Mau­
terheber unmittelbar nach dem Beschluss über die Änderun­
gen vornehmen, gegebenenfalls auch am Tag ihres Wirksam­
werdens; 

b) EETS-Anbieter, die er gemäß Artikel 3 registriert hat. 

Soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, überprüfen die Mit­
gliedstaaten mindestens einmal jährlich, dass die Anforderun­
gen a, d, e und f des Artikels 3 sowie Artikel 4 Absatz 2 
noch erfüllt sind, und aktualisieren das Register entspre­
chend. Das Register enthält ferner die Schlussfolgerungen 
des Audits gemäß Artikel 3 Buchstabe e. Die Mitgliedstaaten 
haften nicht für die Handlungen der in ihrem Register ge­
nannten EETS-Anbieter. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men, um zu gewährleisten, dass alle Daten des nationalen elek­
tronischen Registers korrekt sind und aktualisiert werden. 

(3) Die Register müssen der Öffentlichkeit elektronisch zu­
gänglich sein. 

(4) Diese Register müssen innerhalb von neun Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Entscheidung zur Verfügung stehen.
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(5) Zum Ende jedes Kalenderjahres übermitteln die für die 
Register zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten den entspre­
chenden Behörden in den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission elektronisch die Register der EETS-Gebiete und 
der EETS-Anbieter. Eventuelle Unstimmigkeiten bezüglich der 
Situation in einem Mitgliedstaat sind dem Mitgliedstaat, in 
dem der jeweilige Anbieter registriert ist, sowie der Kommission 
mitzuteilen. 

KAPITEL VII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 20 

Pilot-Mautsysteme 

Im Interesse der technischen Weiterentwicklung des EETS kön­
nen die Mitgliedstaaten zeitlich begrenzt auf begrenzten Berei­
chen ihres Mautgebietes und parallel zu dem vorschriftsmäßigen 
EETS-System Pilot-Mautsysteme zulassen, die neue Technologien 
oder Konzepte einsetzen, die mit einer oder mehreren Bestim­
mungen der Richtlinie 2004/52/EG oder dieser Entscheidung 
nicht übereinstimmen. 

Eine entsprechende Zulassung unterliegt der vorherigen Geneh­
migung durch die Kommission. Der anfängliche Geltungszeit­
raum einer solchen Zulassung darf nicht länger als drei Jahre 
betragen. 

Die EETS-Anbieter müssen sich nicht an Pilot-Mautsystemen 
beteiligen. 

Artikel 21 

Bericht 

Spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Entscheidung 
legt die Kommission einen Bericht über den Stand der Einfüh­
rung des EETS vor. 

Artikel 22 

Adressaten 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 6. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Antonio TAJANI 
Vizepräsident
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ANHANG I 

INHALT DER VORGABEN FÜR DAS EETS-GEBIET 

Das Dokument muss folgende Angaben enthalten: 

1. einen Abschnitt zu den Anforderungen an EETS-Anbieter, der mindestens die von diesen zu zahlenden festen 
Gebühren auf der Grundlage der Kosten der Mauterheber für die Bereitstellung, den Betrieb und die Erhaltung eines 
EETS-konformen Systems in ihrem Mautgebiet beinhaltet, sofern diese Kosten nicht in der Maut enthalten sind. 

Dieser kann auch Bestimmungen zu einer Bankgarantie oder einem gleichwertigen Finanzinstrument enthalten, dessen 
Betrag die durchschnittlich monatlich von dem EETS-Anbieter für das jeweilige Mautgebiet gezahlte Summe für 
Mauttransaktionen nicht überschreiten darf. Dieser Betrag wird auf der Grundlage der im vorausgegangenen Jahr 
von dem EETS-Anbieter für das jeweilige Mautgebiet insgesamt gezahlten Summe für Mauttransaktionen bestimmt. 
Für neu hinzukommende Unternehmen wird der Betrag auf der Grundlage der erwarteten monatlichen Durchschnitts­
summe für Mauttransaktionen festgelegt, die der EETS-Anbieter aufgrund der Anzahl seiner Verträge und der in seinem 
Geschäftsplan veranschlagten durchschnittlichen Maut je Vertrag für das jeweilige Mautgebiet zahlen dürfte. 

2. einen Abschnitt zur Verfahrensregelung, die nicht diskriminierend sein darf und mindestens Folgendes umfassen muss: 

a) ein Mauttransaktionskonzept (Genehmigungsparameter, Maut-Basisdaten, schwarze Listen etc.); 

b) Verfahren und Dienstgütevereinbarung (z. B. über das Format für die Übermittlung der Daten des Mautbuchungs­
nachweises, die Termine und die Häufigkeit der Übermittlung dieser Daten, den akzeptierten Prozentsatz nicht bzw. 
nicht in korrekter Höhe gezahlter Maut, die Richtigkeit der Daten des Mautbuchungsnachweises, das Betriebsbereit­
schaftsniveau etc.); 

c) die Fakturierungsgrundsätze; 

d) die Zahlungsgrundsätze; 

e) die Geschäftsbedingungen, die in bilateralen Verhandlungen zwischen dem Mauterheber und dem EETS-Anbieter zu 
vereinbaren sind, einschließlich der Anforderungen an die Dienstleistungsqualität.
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ANHANG II 

AUFGABEN DER EETS-BETEILIGTEN UND SCHNITTSTELLEN 

1. Im Rahmen des EETS-Systems interagieren die EETS-Nutzer nicht unmittelbar mit den Mauterhebern. Die Interaktion 
zwischen EETS-Nutzern und EETS-Anbietern (oder ihrem OBE — On-board equipment) kann anbieterspezifisch sein, 
sofern dies die Interoperabilität des EETS nicht beeinträchtigt. 

2. Es existieren zwei Kategorien elektronischer Schnittstellen zwischen EETS-Anbietern und Mauterhebern: straßenseitige 
elektronische Schnittstellen zwischen dem OBE der EETS-Anbieter und der ortsfesten oder mobilen Ausrüstung der 
Mauterheber und elektronische Schnittstellen zwischen den jeweiligen Systemen für die betriebliche Abwicklung. 

3. Die standardisierten straßenseitigen Schnittstellen zwischen den OBE und der ortsfesten oder mobilen Ausrüstung der 
Mauterheber müssen mindestens Folgendes ermöglichen: 

a) DSRC (Dedicated Short-Range Communication)-Mauttransaktionen; 

b) Transaktionen zur Konformitätsprüfung in Echtzeit; 

c) gegebenenfalls die Übermittlung zusätzlicher Lokalisierungsdaten. 

In den OBE der EETS-Anbieter müssen alle drei Schnittstellen implementiert sein. Die Mauterheber können entspre­
chend ihren Vorgaben einige oder all diese Schnittstellen in ihre ortsfeste oder mobile straßenseitige Ausrüstung 
integrieren. 

4. Alle EETS-Anbieter müssen mindestens die nachstehend aufgeführten standardisierten Schnittstellen für die betriebliche 
Abwicklung implementieren. Die Mauterheber müssen alle Schnittstellen implementieren, haben jedoch die Möglich­
keit, nur die GNSS- oder nur die DSRC-Gebührenerfassung zu unterstützen. 

a) Austausch der Daten des Mautbuchungsnachweises zwischen EETS-Anbietern und Mauterhebern, insbesondere: 

— Übermittlung und Validierung von Mautzahlungsaufforderungen auf der Grundlage der DSRC-Gebührenerfas­
sung, 

— Übermittlung und Validierung von GNSS-Mautbuchungsnachweisen; 

b) Fakturierung/Zahlung; 

c) Informationsaustausch für die Behandlung von Ausnahmefällen 

— bei der DSRC-Gebührenerfassung, 

— bei der GNSS-Gebührenerfassung; 

d) Austausch von schwarzen Listen des EETS; 

e) Austausch vertrauenswürdiger Objekte; 

f) Übermittlung von Maut-Basisdaten von Mauterhebern an EETS-Anbieter.
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ANHANG III 

GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN 

1. Allgemeine Vorschriften 

1.1 Sicherheit und Gesundheitsschutz 

Die für die Betätigung durch die Nutzer vorgesehenen Geräte müssen so konzipiert sein, dass ihr sicheres 
Funktionieren oder die Gesundheit und Sicherheit der Nutzer nicht beeinträchtigt werden, wenn sie in einer 
voraussehbaren Weise betätigt werden, die den Anweisungen nicht entspricht. 

1.2 Zuverlässigkeit und Betriebsbereitschaft 

Bei der Planung, Durchführung und Häufigkeit der Überwachung und Instandhaltung der ortsfesten und 
mobilen Komponenten, die zum Funktionieren des EETS beitragen, muss deren Funktionsfähigkeit unter den 
vorgesehenen Bedingungen gewährleistet sein. 

Der EETS muss so konzipiert sein, dass das System weiter funktionieren kann — gegebenenfalls im Behelfs­
betrieb und mit so geringer Verzögerung wie möglich für die EETS-Nutzer — wenn bei Komponenten eine 
Funktionsstörung eintritt oder Komponenten ausfallen. 

1.3 Umweltschutz 

Bordgeräte und Bodeninfrastrukturen sind so auszulegen und zu bauen, dass sie mit Anlagen, Geräten und 
öffentlichen oder privaten Netzen, bei denen Interferenzen möglich sind, elektromagnetisch verträglich sind. 

1.4 Technische Kompatibilität 

An den Schnittstellen zwischen der Ausrüstung von EETS-Anbietern und Mauterhebern im Rahmen des EETS 
müssen die technischen Merkmale der Ausrüstung beider Seiten kompatibel sein. 

1.5 Sicherheit und Datenschutz 

1. Im Rahmen des EETS sind Vorkehrungen zum Schutz der Mauterheber, der EETS-Anbieter und der EETS- 
Nutzer vor Betrug und Missbrauch zu treffen. 

2. Das EETS-System muss Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz der gespeicherten, verarbeiteten und zwischen 
Beteiligten im EETS-Umfeld übertragenen Daten enthalten. Durch diese Sicherheitsmaßnahmen sind die 
Interessen der EETS-Beteiligten vor Schaden zu schützen, der durch mangelnde Verfügbarkeit, Vertraulich­
keit, Integrität, Authentifizierung, Anerkennung von Daten sowie mangelnde Zugangskontrolle bei sensiblen 
Nutzerdaten entstehen könnte, wie es für ein europäisches Umfeld mit zahlreichen Nutzern angemessen ist. 

2. Besondere Vorschriften 

2.1 Anforderungen an die Infrastrukturen 

2.1.1 A l l g e m e i n e s 

2.1.1.1 Im Hinblick auf die gemeinschaftsweite Interoperabilität der in den Mitgliedstaaten bereits eingeführten elek­
tronischen Mautsysteme und der in Zukunft im Rahmen des EETS einzuführenden Systeme für die Nutzer muss 
das EETS-Teilsystem „Infrastrukturen“ Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2004/52/EG 
entsprechen. 

2.1.1.2 Durch die EETS-Infrastrukturen ist sicherzustellen, dass die Daten des Mautbuchungsnachweises so korrekt sind, 
wie es in der Mautregelung gefordert wird, damit die Gleichbehandlung der EETS-Nutzer in Bezug auf die Maut 
und sonstige Gebühren gewährleistet ist (Fairness). 

2.1.1.3 Entsprechend den in Anhang II aufgeführten Anforderungen an EETS-Schnittstellen sind gemeinsame Über­
tragungsprotokolle für die Geräte der Mauterheber und der EETS-Anbieter zu implementieren. Die EETS-An­
bieter übermitteln den Mauterhebern über interoperable Kommunikationskanäle gesicherte Informationen über 
Mauttransaktionen und die Kontrolle/Durchsetzung im Einklang mit den geltenden technischen Spezifikationen. 

2.1.1.4 Das EETS-System gibt den Mauterhebern die Mittel an die Hand, um leicht und eindeutig feststellen zu können, 
ob ein in ihrem Mautgebiet verkehrendes Fahrzeug, bei dem davon auszugehen ist, dass es den EETS nutzt, 
tatsächlich mit einem ordnungsgemäß funktionierenden EETS-OBE ausgerüstet ist, das validiert ist und korrekte 
Informationen liefert.
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2.1.1.5 Über das OBE muss es den Mauterhebern möglich sein, den verantwortlichen EETS-Anbieter zu ermitteln. Das 
OBE überprüft diese Funktion regelmäßig, schaltet sich ab, wenn eine Unregelmäßigkeit entdeckt wird, und 
unterrichtet, wenn möglich, den EETS-Anbieter von der Anomalie. 

2.1.1.6 Gegebenenfalls ist bei der Auslegung der EETS-Ausrüstung darauf zu achten, dass die Interoperabilitätskom­
ponenten auf offenen Normen beruhen. 

2.1.1.7 EETS-Bordgeräte müssen über eine Benutzer-Schnittstelle verfügen, die dem Nutzer anzeigt, ob das OBE ord­
nungsgemäß funktioniert, sowie über eine Schnittstelle für die Meldung variabler Mautparameter und eine 
Anzeige für diese Parameter. 

2.1.1.8 OBE sind sicher einzubauen. Der Einbau muss den Vorschriften für das Sichtfeld ( 1 ) und die Innenausstattung ( 2 ) 
von Fahrzeugen entsprechen. 

2.1.1.9 Gegebenenfalls unterrichten die Mauterheber die Fahrer durch straßenseitige Schilder oder auf andere Weise 
darüber, dass eine Maut bzw. Gebühr für den Verkehr eines Fahrzeugs in einem Mautgebiet zu zahlen ist, 
insbesondere bei der Einfahrt in ein Mautgebiet und beim Verlassen desselben. 

2.1.2 M i k r o w e l l e n g e s t ü t z t e M a u t s y s t e m e 

Die mikrowellengestützten Anwendungen des EETS unterstützen 

— für die OBE der EETS-Anbieter: sowohl EN 15509 als auch ETSI ES 200674-1 und die entsprechenden 
Technischen Berichte für die Protokollimplementierung; 

— für die ortsfeste und mobile straßenseitige Ausrüstung der Mauterheber: EN 15509. In Italien kann die 
ortsfeste und mobile straßenseitige Ausrüstung der Mauterheber stattdessen ETSI ES 200674-1 und die 
entsprechenden Technischen Berichte für die Protokollimplementierung unterstützen. 

2.1.3 M a u t s y s t e m e a u f d e r G r u n d l a g e d e s w e l t w e i t e n S a t e l l i t e n - N a v i g a t i o n s s y s t e m s 
( G N S S ) 

Die EETS-Anbieter überwachen die Verfügbarkeit von Satellitenortungs- und -navigationsdaten. 

Sie unterrichten die Mauterheber über eventuelle Schwierigkeiten bei der Feststellung von Daten des Maut­
buchungsnachweises aufgrund des Satellitenempfangs. Die Mauterheber verwenden die eingehenden Daten zur 
Ermittlung von Problembereichen und liefern im Einvernehmen mit den EETS-Anbietern gegebenenfalls zu­
sätzliche Lokalisierungssignale. 

2.2 Anforderungen an Betrieb und Management 

1. Der EETS erfüllt die Anforderungen der EU-Vorschriften zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr. Insbesondere ist die Vereinbarkeit mit den Richt­
linien 95/49/EG und 2002/58/EG sicherzustellen. 

2. Mauterheber und EETS-Anbieter erstellen Notfallpläne, um bedeutende Störungen des Verkehrsablaufs bei 
Nichtverfügbarkeit des EETS zu vermeiden.
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ANHANG IV 

KONFORMITÄT UND GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT VON INTEROPERABILITÄTSKOMPONENTEN 

EG-ERKLÄRUNG 

1. Konformität 

Zur Beurteilung der Konformität der Interoperabilitätskomponenten (einschließlich der straßenseitigen Geräte und 
Schnittstellen) mit den in dieser Entscheidung dargelegten Anforderungen und sämtlichen relevanten technischen 
Spezifikationen wählt der Hersteller der zur Bereitstellung des EETS einzusetzenden Interoperabilitätskomponenten 
oder dessen Bevollmächtigter Verfahren aus den Modulen des Beschlusses Nr. 768/2008/EG. Im Anschluss daran 
erstellt er die EG-Konformitätserklärung der Interoperabilitätskomponenten, gegebenenfalls vorbehaltlich des Erhalts 
einer Prüfbescheinigung einer benannten Stelle. 

Je nachdem, welches der Konformitätsbewertungsmodule des Beschlusses Nr. 768/2008/EG gewählt wurde, enthält die 
EG-Konformitätserklärung die Beurteilung der Konformität jeder einzelnen Interoperabilitätskomponente mit den 
einschlägigen technischen Spezifikationen durch den Hersteller selbst oder durch eine oder mehrere benannte Stellen. 

2. Gebrauchstauglichkeit (Interoperabilität des Dienstes) 

Die Gebrauchstauglichkeit von Interoperabilitätskomponenten wird durch den Betrieb oder die Verwendung der 
Komponenten während des laufenden Betriebs beurteilt, wobei diese bestimmungsgemäß in das EETS-Mautsystem 
der Mauterheber integriert sind, in deren Bereich die Bordgeräte während einer bestimmten Betriebsdauer verkehren 
werden. 

Bei der Durchführung einer solchen Baumusterprüfung durch Betriebsbewährung, mit der die Interoperabilität der 
Interoperabilitätskomponenten während des Betriebs demonstriert werden soll, muss der Hersteller, der EETS-Anbieter 
oder ein Bevollmächtigter 

a) entweder unmittelbar mit den Mauterhebern zusammenarbeiten, in deren Bereich die Bordgeräte verkehren werden. 
In diesem Fall gilt: 

Der Hersteller, der EETS-Anbieter oder ein Bevollmächtigter 

1. nimmt ein (oder mehrere) für die geplante Produktion repräsentative Muster in Betrieb, 

2. überwacht das Verhalten der Interoperabilitätskomponenten während des Betriebs mittels eines Verfahrens, dem 
die Mauterheber zugestimmt haben und das von ihnen beaufsichtigt wird, 

3. legt den Mauterhebern Nachweise vor, dass die Interoperabilitätskomponenten sämtliche Interoperabilitätsanfor­
derungen der Mauterheber erfüllen, 

4. erstellt eine Gebrauchstauglichkeitserklärung, vorbehaltlich des Erhalts einer Gebrauchstauglichkeitsbescheini­
gung der Mauterheber. Die Gebrauchstauglichkeitserklärung beinhaltet die Bewertung der Gebrauchstauglichkeit 
der EETS-Interoperabilitätskomponenten im EETS-Umfeld der Mauterheber durch diese Stellen; 

und die Mauterheber haben die Aufgabe, 

1. dem Programm zur Validierung durch Betriebsbewährung zuzustimmen, 

2. das Verfahren zur Überwachung des Verhaltens während des Betriebs in ihren Mautgebieten zu genehmigen und 
spezifische Überprüfungen durchzuführen, 

3. die Interoperabilität beim Betrieb mit ihrem jeweiligen System zu beurteilen, 

4. bei zufriedenstellendem Verhalten der Interoperabilitätskomponenten deren Gebrauchstauglichkeit in ihren 
Mautgebieten zu bescheinigen;
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b) oder einen Antrag an eine notifizierte Stelle stellen. In diesem Fall gilt: 

Der Hersteller, der EETS-Anbieter oder ein Bevollmächtigter 

1. nimmt ein (oder mehrere) für die geplante Produktion repräsentative Muster in Betrieb, 

2. überwacht das Verhalten der Interoperabilitätskomponenten während des Betriebs mittels eines Verfahrens, dem 
die benannte Stelle zugestimmt hat und das von ihr beaufsichtigt wird (im Einklang mit den entsprechenden 
Modulen des Beschlusses Nr. 768/2008/EG), 

3. legt der notifizierten Stelle Nachweise vor, dass die Interoperabilitätskomponenten sämtliche Anforderungen 
dieser Entscheidung erfüllen, einschließlich der Ergebnisse der Prüfung durch Betriebsbewährung, 

4. erstellt eine EG-Gebrauchstauglichkeitserklärung, vorbehaltlich des Erhalts einer Gebrauchstauglichkeitsbeschei­
nigung der benannten Stelle. Die EG-Gebrauchstauglichkeitserklärung beinhaltet die Bewertung beziehungsweise 
Beurteilung der Gebrauchstauglichkeit der EETS-Interoperabilitätskomponenten durch die benannte Stelle für 
das EETS-Umfeld der ausgewählten Mauterheber und — insbesondere dann, wenn Schnittstellen berührt werden 
— im Hinblick auf die technischen (insbesondere funktionalen) Spezifikationen, die zu prüfen sind; 

und die notifizierte Stelle hat folgende Aufgaben: 

1. Sie berücksichtigt die Konformitätserklärung. Bei der Prüfung durch Betriebsbewährung werden daher die 
Baumusterspezifikationen, die bereits im Zusammenhang mit der Konformitätserklärung geprüft wurden, nicht 
erneut bewertet, es sei denn, es gibt Hinweise darauf, dass eventuell aufgetretene Interoperabilitätsprobleme mit 
diesen Spezifikationen zusammenhängen, 

2. sie organisiert die Zusammenarbeit mit den Mauterhebern, die der Hersteller ausgewählt hat, 

3. sie prüft die technischen Unterlagen und das Programm zur Validierung durch Betriebsbewährung, 

4. sie genehmigt das Verfahren zur Überwachung des Verhaltens während des Betriebs und führt spezifische 
Überwachungsmaßnahmen durch, 

5. sie bewertet die Interoperabilität mit den Systemen und Betriebprozessen der Mauterheber während des Betriebs, 

6. sie erteilt bei zufriedenstellendem Verhalten der Interoperabilitätskomponenten eine Gebrauchstauglichkeits­
bescheinigung, 

7. sie veröffentlicht bei nicht zufriedenstellendem Verhalten der Interoperabilitätskomponenten einen Bericht mit 
Erläuterungen. In dem Bericht sind ferner die Probleme zu erörtern, die infolge der Nichtkonformität der 
Systeme und Prozesse eines Mauterhebers mit den einschlägigen Normen und technischen Spezifikationen 
entstehen könnten. Gegebenenfalls enthält der Bericht Empfehlungen für die Lösung der Probleme. 

3. Inhalt der EG-Erklärungen 

Die EG-Konformitätserklärung und die EG-Gebrauchstauglichkeitserklärung sowie ihre Anlagen müssen datiert und 
unterzeichnet sein. 

Die Erklärungen müssen in derselben Sprache wie die Betriebsanleitungen abgefasst sein und folgende Angaben 
enthalten: 

a) Bezugnahme auf die Richtlinie; 

b) Name und Anschrift des Herstellers, des EETS-Anbieters oder des in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten 
(Firma und vollständige Anschrift, im Fall des Bevollmächtigten auch Angabe der Firma des Herstellers oder des 
Fertigungsbetriebs); 

c) Beschreibung der Interoperabilitätskomponenten (Marke, Typ, Version etc.);
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d) Angabe des Verfahrens, das zur Erklärung der Konformität mit den Spezifikationen oder der Gebrauchstauglichkeit 
verwendet wurde; 

e) alle einschlägigen Anforderungen, die von den Interoperabilitätskomponenten erfüllt wurden, und insbesondere die 
Benutzungsbedingungen; 

f) gegebenenfalls Name und Anschrift der Mauterheber/notifizierten Stellen, die an den Verfahren zur Prüfung der 
Konformität und der Gebrauchstauglichkeit beteiligt waren; 

g) gegebenenfalls Angabe der technischen Spezifikationen; 

h) Angabe des Unterzeichners, der für den Hersteller oder seinen in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten 
rechtsverbindlich handeln kann.
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ANHANG V 

VON DEN MITGLIEDSTAATEN ZU BERÜCKSICHTIGENDE MINDESTKRITERIEN FÜR DIE NOTIFIZIERUNG 
VON STELLEN 

a) Die Stelle muss nach der Normenreihe EN 45000 akkreditiert sein. 

b) Die Stelle und das mit der Prüfung beauftragte Personal müssen die Prüfungen mit größter Gewissenhaftigkeit und 
fachlicher Eignung durchführen und dürfen keinerlei Druck oder Einflussnahme — vor allem finanzieller Art — auf 
ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Prüfung, insbesondere durch Personen oder Personengruppen, die an den 
Prüfungsergebnissen interessiert sind, ausgesetzt sein. 

c) Die Stelle, ihr Leiter und das für die Durchführung der Prüfungen oder die Aufsicht darüber zuständige Personal 
dürfen weder unmittelbar noch als Bevollmächtigte an der Auslegung, der Herstellung, der Konstruktion, der Ver­
marktung oder der Instandhaltung der Interoperabilitätskomponenten oder an deren Verwendung beteiligt sein. Dies 
steht einem Austausch technischer Informationen zwischen dem Hersteller oder Konstrukteur und dieser Stelle nicht 
entgegen. 

d) Die Stelle muss über die Mittel verfügen oder Zugang zu den Mitteln haben, die erforderlich sind, um die technischen 
und verwaltungsmäßigen Aufgaben, die mit den Prüfungen verbunden sind, angemessen durchführen zu können. 

e) Das mit den Prüfungen beauftragte Personal muss über 

— eine angemessene Fach- und Berufsausbildung, 

— eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihm durchzuführenden Prüfungen und eine ausreichende 
praktische Erfahrung auf diesem Gebiet, 

— die erforderliche Befähigung zur Abfassung der offiziellen Bescheinigungen, Protokolle und Berichte über die 
durchgeführten Prüfungen verfügen. 

f) Die Unabhängigkeit des mit der Prüfung beauftragten Personals muss gewährleistet sein. Die Vergütung jedes Prüfers 
darf sich weder nach der Zahl der von ihm durchgeführten Prüfungen noch nach den Ergebnissen dieser Prüfungen 
richten. 

g) Die Stelle muss eine Haftpflichtversicherung abschließen, es sei denn, dass der Mitgliedstaat aufgrund der nationalen 
Rechtsvorschriften haftet oder die Prüfungen selbst durchführt. 

h) Das Personal der Stelle ist (außer gegenüber den zuständigen Verwaltungsbehörden des Staates, in dem es seine 
Tätigkeit ausübt) in Bezug auf alle Informationen, von denen es bei der Durchführung seiner Aufgaben im Rahmen 
der Richtlinie 2004/52/EG und dieser Entscheidung oder einer innerstaatlichen Vorschrift zur Umsetzung der Richt­
linie Kenntnis erlangt, durch das Berufsgeheimnis gebunden.
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ANHANG VI 

PARAMETER FÜR DIE FAHRZEUGKLASSIFIZIERUNG 

1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Die von dem EETS-System unterstützten Parameter für die Fahrzeugklassifizierung dürfen die Wahl der Gebühren­
regelung durch die Mauterheber nicht einschränken. Das EETS-System muss so flexibel sein, dass die Klassifizie­
rungsparameter entsprechend dem erwarteten künftigen Bedarf weiterentwickelt werden können. 

1.2 Die Mauterheber teilen entsprechend Artikel 19 für jede Gebührenregelung, die in einem Mautgebiet in ihrem 
Zuständigkeitsbereich gilt, mindestens drei Monate vor deren Anwendung mit, wie die verwendeten Parameter 
für die Fahrzeugklassifizierung den Fahrzeug-Gebührenklassen zugeordnet sind. 

1.3 Die Mauterheber veröffentlichen entsprechend Artikel 19 für jede Gebührenregelung, die in einem Mautgebiet in 
ihrem Zuständigkeitsbereich gilt, die Einfügung ihrer Fahrzeug-Gebührenklassen in ihre Gebührenstruktur. 

2. Parameter für die Fahrzeugklassifizierung 

2.1 Unbeschadet der allgemeinen Bestimmung 1.1 können die Mauterheber folgende Parameter zur Klassifizierung der 
Fahrzeuge verwenden: 

a) alle messbaren Fahrzeugparameter, die durch ihre straßenseitigen Geräte eindeutig gemessen werden können, 

b) alle Fahrzeugparameter, die von den Normen EN 15509 und ETSI ES 200674-1 sowie den entsprechenden 
Technischen Berichten für die Protokollimplementierung unterstützt werden, 

c) die Fahrzeugparameter, die in Zulassungsdokumenten für Fahrzeuge vorgeschrieben sind ( 1 ), und die Parameter 
der Norm CEN ISO/TS24534, 

d) die derzeit im Rahmen von Mautsystemen verwendeten variablen Parameter für die Fahrzeugklassifizierung wie 
die Anzahl der Achsen (einschließlich Liftachsen), das Vorhandensein eines Anhängers usw., 

e) die nachstehenden Umweltparameter: 

— Emissionsklasse des Fahrzeugs, d. h. seine Umwelteinstufung gemäß der Richtlinie 88/77/EWG des Rates ( 2 ) 
und der Richtlinie 2006/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ); 

— einen harmonisierten CO 2 -Parameter (den harmonisierten Gemeinschaftscode V.7 in den Zulassungsdoku­
menten der Fahrzeuge). 

2.2 Das Bordgerät eines Fahrzeugs muss beim Verkehr in einem Mautgebiet in der Lage sein, seine Fahrzeugklassifizie­
rungsparameter und die Informationen zu seinem Status an die Geräte der Mauterheber zur Überwachung des 
Mautbuchungsnachweises zu übermitteln.
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3. Neue Parameter für die Fahrzeugklassifizierung 

Plant ein Mauterheber die Einführung neuer Fahrzeugklassifizierungsparameter, unterrichtet der Mitgliedstaat, in dem 
der Mauterheber registriert ist, die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten davon. Die Kommission legt die 
Angelegenheit dem gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2004/52/EG eingesetzten Ausschuss für elektronische 
Maut vor und nimmt gemäß dem Verfahren des Artikels 5 Absatz 2 der Richtlinie 2004/52/EG innerhalb von sechs 
Monaten Stellung. 

4. Neue Gebührenregelungen 

4.1 Stützt sich eine neue Gebührenregelung auf Fahrzeugklassifizierungsparameter, die mindestens in einem EETS-Gebiet 
bereits angewendet werden, integrieren die EETS-Anbieter die neue Gebührenregelung mit dem Datum ihres Inkraft­
tretens. 

4.2 Werden durch eine neue Gebührenregelung ein oder mehrere neue Fahrzeugklassifizierungsparameter eingeführt, ist 
das Verfahren gemäß Anhang VI Punkt 3 zugrundezulegen.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Änderung der Anlage zu Anhang VI der Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumäniens 
hinsichtlich bestimmter milchverarbeitender Betriebe in Bulgarien 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7637) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/751/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumä­
niens, insbesondere auf Anhang VI Kapitel 4 Abschnitt B 
Buchstabe f Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumäniens 
wurden Bulgarien Übergangsfristen eingeräumt, die für 
die Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebens­
mittel tierischen Ursprungs ( 1 ) durch bestimmte milchver­
arbeitende Betriebe gelten. 

(2) Bulgarien hat Garantien dafür vorgelegt, dass vierund­
zwanzig milchverarbeitende Betriebe den Modernisie­
rungsprozess abgeschlossen haben und nun in vollem 
Umfang dem Gemeinschaftsrecht entsprechen. Siebzehn 
dieser Betriebe dürfen konforme und nicht konforme 
Rohmilch annehmen und verarbeiten, ohne sie zu tren­
nen. Diese Betriebe sollten daher in das Verzeichnis in 
Kapitel I der Anlage zu Anhang VI aufgenommen wer­
den. Einer der derzeit in Kapitel I aufgeführten milchver­
arbeitenden Betriebe wird nur konforme Rohmilch ver­
arbeiten und demzufolge als zugelassener Milchverarbei­
tungsbetrieb betrachtet. Dieser Betrieb sollte daher aus 
dem Verzeichnis in Kapitel I der Anlage zu Anhang VI 
gestrichen werden. Zwei der derzeit in Kapitel II auf­

geführten milchverarbeitenden Betriebe werden nur kon­
forme Rohmilch verarbeiten. Diese Betriebe sollten daher 
aus dem Verzeichnis in Kapitel II der Anlage zu 
Anhang VI gestrichen werden. 

(3) Die Anlage zu Anhang VI der Akte über den Beitritt 
Bulgariens und Rumäniens sollte folglich entsprechend 
geändert werden. 

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anlage zu Anhang VI der Akte über den Beitritt Bulgariens 
und Rumäniens wird gemäß dem Anhang dieser Entscheidung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Die Anlage zu Anhang VI der Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumäniens wird wie folgt geändert: 

1. In Kapitel I werden folgende Einträge angefügt: 

Nr. Veterinär-Nr. Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

„48 BG 1012020 ET ‚Petar Mitov-Universal‘ 
s. Gorna Grashtitsa 
obsht. Kyustendil 

49 BG 1112016 Mandra ‚IPZHZ‘ 
gr. Troyan 
ul. ‚V. Levski‘ 281 

50 BG 1712042 ET ‚Madar‘ s. Terter 

51 BG 2612042 ‚Bulmilk‘ OOD 
s. Konush 
obl. Haskovska 

52 BG 0912011 ET ‚Alada-Mohamed Banashak‘ 
s. Byal izvor 
obsht. Ardino 

53 1112026 ‚ABLAMILK‘ EOOD 
gr. Lukovit, 
ul. ‚Yordan Yovkov‘ 13 

54 1312005 ‚Ravnogor‘ OOD s. Ravnogor 

55 1712010 ‚Bulagrotreyd-chastna kompaniya‘ 
EOOD 

s. Yuper 
Industrialen kvartal 

56 1712013 ET ‚Deniz‘ s. Ezerche 

57 2012011 ET ‚Ivan Gardev 52‘ 
gr. Kermen 
ul. ,Hadzhi Dimitar’ 2 

58 2012024 ET ‚Denyo Kalchev 53‘ 
gr. Sliven 
ul. ‚Samuilovsko shose‘ 17 

59 2112015 OOD ‚Rozhen Milk‘ s. Davidkovo, obsht. Banite 

60 2112026 ET ‚Vladimir Karamitev‘ 
s. Varbina 
obsht. Madan 

61 2312007 ET ‚Agropromilk‘ 
gr. Ihtiman, 
ul. ‚P. Slaveikov‘ 19 

62 2412041 ‚Mlechen svyat 2003‘ 
OOD 

s. Bratya Daskalovi 
obsht. Bratya Daskalovi 

63 2612038 ‚Bul Milk‘ EOOD 
gr. Haskovo 
Sev. industr.zona 

64 2612049 ET ‚Todorovi-53‘ 
gr. Topolovgrad 
ul. ‚Bulgaria‘ 65“ 

2. In Kapitel I wird folgender Eintrag gestrichen: 

Nr. Veterinär-Nr. Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

„15 BG 161 2013 ‚Polidey-2‘ OOD s. Domlyan“
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3. In Kapitel II werden folgende Einträge gestrichen: 

Nr. Veterinär-Nr. Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

„5 BG 1612001 ‚OMK‘ AD 
gr. Plovdiv 
bul. ‚Dunav‘ 3 

11 BG 2712014 ‚Stars kampani‘ OOD 
gr. Shumen 
ul. ‚Trakiyska‘ 3“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens eines Lipidextrakts aus antarktischem Krill Euphausia 
superba als neuartige Lebensmittelzutat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7647) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(2009/752/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 29. September 2006 stellte das Unternehmen Nep­
tune Technologies & Bioressources Inc. bei den zustän­
digen Behörden Finnlands einen Antrag auf Genehmi­
gung des Inverkehrbringens eines Lipidextrakts aus ant­
arktischem Krill Euphausia superba als neuartige Lebens­
mittelzutat. 

(2) Am 29. Januar 2007 legte die zuständige Lebensmittel­
prüfstelle Finnlands ihren Bericht über die Erstprüfung 
vor. Darin kam sie zum dem Schluss, dass die Verwen­
dung des Lipidextrakts aus antarktischem Krill Euphausia 
superba als Lebensmittelzutat akzeptabel ist. 

(3) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 19. Februar 2007 an alle Mitgliedstaaten weiter. 

(4) Innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 festgelegten Frist von 60 Tagen wurden ge­
mäß der genannten Bestimmung begründete Einwände 
gegen das Inverkehrbringen des Produkts erhoben. 

(5) Daher wurde am 31. Januar 2008 die Europäische Be­
hörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) konsultiert. 

(6) In seiner auf Ersuchen der Kommission abgegebenen 
Stellungnahme zur Sicherheit von Lipidextrakt aus ant­
arktischem Krill Euphausia superba als Lebensmittelzutat 
kam das Wissenschaftliche Gremium für diätetische Pro­
dukte, Ernährung und Allergien zu dem Schluss, dass der 

Lipidextrakt aus antarktischem Krill Euphausia superba un­
ter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen sicher 
ist. 

(7) Auf der Grundlage des Berichts über die Erstprüfung wird 
festgehalten, dass der Lipidextrakt aus antarktischem Krill 
Euphausia superba den Kriterien gemäß Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung entspricht. 

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Lipidextrakt aus antarktischem Krill Euphausia superba darf ge­
mäß den Spezifikationen in Anhang I zu den in Anhang II 
aufgeführten Verwendungszwecken und bis zu den dort ange­
gebenen Höchstmengen in der Gemeinschaft als neuartige Le­
bensmittelzutat in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die Bezeichnung „Lipidextrakt aus dem Krebstier antarktischer 
Krill Euphausia superba“ ist auf der Kennzeichnung des Lebens­
mittels als solchem oder im Verzeichnis der Zutaten anzugeben. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist gerichtet an Neptune Technologies & 
Bioressources Inc., 225 Promenade du Centropolis, Bureau 
200, Laval, Quebec, H7T 0B3, Kanada. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

SPEZIFIKATION VON LIPIDEXTRAKT AUS ANTARKTISCHEM KRILL EUPHAUSIA SUPERBA 

Beschreibung 

Zur Gewinnung von Lipidextrakt aus antarktischem Krill Euphausia superba wird tiefgefrorener antarktischer Krill zerdrückt 
und einer Aceton-Extraktion unterzogen. Eiweiße und Krillmaterial werden durch Filtrierung vom Lipidextrakt entfernt. 
Aceton und Wasserrückstände werden durch Verdampfung entfernt. 

Test Spezifikation 

Verseifungszahl Höchstens 185 mg KOH/g 

Peroxidzahl (PV) Höchstens 0,2 meq O 2 /kg Öl 

Feuchtigkeit und flüchtige Stoffe Höchstens 0,9 % 

Phospholipide Höchstens 50 % 

Trans-Fettsäuren Höchstens 1 % 

EPA (Eicosapentaensäure) Mindestens 15 % 

DHA (Docosahexaensäure) Mindestens 7 % 

ANHANG II 

VERWENDUNGSZWECKE VON LIPIDEXTRAKT AUS ANTARKTISCHEM KRILL EUPHAUSIA SUPERBA 

Verwendungsgruppe Höchstmenge für die Summe aus DHA und EPA 

Milcherzeugnisse, ausgenommen Getränke auf 
Milchbasis 

200 mg/100 g oder für Käseerzeugnisse 600 mg/100 g 

Milchersatzerzeugnisse, ausgenommen Getränke 200 mg/100 g oder für Käseersatzerzeugnisse 600 mg/100 g 

Streichfette und Salatsoßen 600 mg/100 g 

Frühstückscerealien 500 mg/100 g 

Nahrungsergänzungsmittel 200 mg/tägliche Verzehrmenge gemäß Herstellerempfehlung 

Diätetische Lebensmittel für besondere medizi­
nische Zwecke 

Entsprechend den besonderen Ernährungsbedürfnissen des 
Personenkreises, für den die Produkte bestimmt sind 

Lebensmittel für kalorienarme Ernährung zur 
Gewichtsüberwachung 

200 mg/Mahlzeitersatz

DE L 268/34 Amtsblatt der Europäischen Union 13.10.2009



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 12. Oktober 2009 

zur Änderung der Entscheidung 2006/1013/EG über einen Antrag Deutschlands auf Genehmigung 
einer Ausnahmeregelung auf der Grundlage der Richtlinie 91/676/EWG des Rates zum Schutz der 

Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrate aus landwirtschaftlichen Quellen 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7703) 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

(2009/753/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 
12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunrei­
nigung durch Nitrate aus landwirtschaftlichen Quellen ( 1 ), ins­
besondere auf Anhang III Absatz 2 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, eine andere jährliche 
Höchstmenge von Dung pro Hektar zuzulassen als in 
der Richtlinie 91/676/EWG Anhang III Nummer 2 
Unterabsatz 2 Satz 1 und unter dessen Buchstabe a fest­
gelegt ist, so ist diese Menge so festzusetzen, dass die 
Erreichung der in Artikel 1 der Richtlinie genannten Ziele 
nicht beeinträchtigt wird, wobei die Menge anhand ob­
jektiver Kriterien zu begründen ist, z. B. im vorliegenden 
Fall durch lange Wachstumsphasen und Pflanzen mit 
hohem Stickstoffbedarf. 

(2) Am 22. Dezember 2006 hat die Kommission die Ent­
scheidung 2006/1013/EG ( 2 ) erlassen, mit der im Rah­
men des deutschen Aktionsprogramms 2006—2009 
die Ausbringung von 230 kg Stickstoff aus Tierdung 
pro Hektar und Jahr für Intensivgrünland bestimmter 
Betriebe gestattet wurde. Auf den Ackerkulturen dieser 
Betriebe darf die Ausbringung von Stickstoff aus Tier­
dung jedoch 170 kg Stickstoff pro Hektar und Jahr nicht 
übersteigen. 

(3) Am 20. Februar 2009 beantragte Deutschland eine Ver­
längerung dieser Ausnahmeregelung. 

(4) Ausgehend von den Anträgen für den Zeitraum 
2007—2008 wird geschätzt, dass etwa 700 Betriebe 
für 16 000 ha Land in Niedersachsen, Nordrhein-West­
falen, Baden-Württemberg und Bayern eine Ausnahme 
beantragen werden. 

(5) Die deutschen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der 
Richtlinie 91/676/EWG können als im Einklang mit der 
Richtlinie stehend betrachtet werden, und ihre Bestim­
mungen gelten auch für die Ausnahmeregelung. 

(6) Gemäß Artikel 3 Absatz 5 der Richtlinie 91/676/EWG 
wendet Deutschland ein Aktionsprogramm auf seinem 
gesamten Hoheitsgebiet an. Das Aktionsprogramm für 
den Zeitraum 2010—2013 fällt unter die Düngeverord­
nung vom 10. Januar 2006, zuletzt geändert am 
6. Februar 2009. 

(7) Aus den von Deutschland zusammen mit dem vierten 
Bericht 2004—2007 über die Umsetzung der Nitrat- 
Richtlinie übermittelten Wasserdaten geht hervor, dass 
die Nitratkonzentration in Oberflächengewässern im Ver­
gleich zum Zeitraum 1991—1994 an 85 % der Über­
wachungsstellen zurückgegangen und an 10 % der Über­
wachungsstellen stabil geblieben ist. Für das Grundwasser 
zeigen die Daten des spezifischen landwirtschaftlichen 
Nitratüberwachungsnetzes, dass die Konzentrationen ge­
genüber dem Zeitraum 1991—1994 an etwa 55 % der 
Überwachungsstellen zurückgehen und an etwa 19 % der 
Überwachungsstellen stabil sind. Die Analyse der Daten 
über die unter die Ausnahmeregelung fallenden Gebiete 
lässt keinen signifikanten Anstieg der Nitratkonzentratio­
nen erkennen. 

(8) Der durchschnittliche Stickstoffüberschuss ging von 
120 kg N/ha im Zeitraum 1991—1993 bis auf 94 kg 
N/ha im Jahr 2007 zurück. In demselben Zeitraum 
sank die Verwendung von Stickstoff aus Tierdung von 
88 kg N/ha auf 76 kg N/ha. 

(9) Die von Deutschland eingereichten Unterlagen zeigen, 
dass die beantragte Menge von 230 kg Stickstoff aus 
Tierdung pro Hektar und Jahr für Intensivgrünland auf­
grund objektiver Kriterien wie etwa langer Wachstums­
phasen und Pflanzen mit hohem Stickstoffbedarf begrün­
det ist. 

(10) Die Kommission hat den Antrag geprüft und ist ange­
sichts der Erfahrungen mit der Ausnahmeregelung gemäß 
der Entscheidung 2006/1013/EG der Auffassung, dass die 
Verlängerung der Regelung die Erreichung der Ziele der 
Richtlinie 91/676/EWG nicht beeinträchtigen wird, so­
fern die mit der Entscheidung 2006/1013/EG festgeleg­
ten strengen Auflagen erfüllt werden.
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(11) Die Entscheidung 2006/1013/EG läuft am 31. Dezember 
2009 aus. Damit die betreffenden Rinderhalter die Aus­
nahmeregelung weiterhin in Anspruch nehmen können, 
empfiehlt es sich, ihre Gültigkeitsdauer zu verlängern. 

(12) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 9 
der Richtlinie 91/676/EWG eingesetzten Nitratausschus­
ses — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 11 der Entscheidung 2006/1013/EG erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 11 

Gültigkeit 

Diese Entscheidung findet im Zusammenhang mit dem deut­
schen Aktionsprogramm (Düngeverordnung vom 10. Januar 
2006) bis zum 31. Dezember 2013 Anwendung.“ 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge­
richtet. 

Brüssel, den 12. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Stavros DIMAS 
Mitglied der Kommission
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Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


